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Krawalle – Für den Tübinger Kriminologen Jörg Kinzig hat Herkunftsforschung nur im Jugendstrafrecht was zu suchen

VON BRIGITTE GISEL

STUTTGART/TÜBINGEN. Das Ausmaß
an Gewalt hat auch den Kriminologen
überrascht. Erst recht die Aufarbeitung
der Stuttgarter Krawalle. Professor Jörg
Kinzig hat nach den Vorwürfen, die Poli-
zei würde Stammbaumforschung betrei-
ben, eigens das Sitzungsprotokoll des
Gemeinderats nachgelesen. Ergebnis:
Von Stammbäumen war dort nie die Rede.
Dennoch überrascht es den Direktor des
Tübinger Instituts für Kriminologie, dass
die Polizei so sehr auf die Nationalität der
Verdächtigen abhebt. »Nationalität an
sich sagt wenig aus.« Entscheidend sei die
Lebenslage von Tätern.

Bei der Strafverfolgung könne die Her-
kunft eines Täters allerdings durchaus
von Interesse sein, sagt Kinzig. Nämlich
dann, wenn es sich um Jugendliche oder
Heranwachsende handelt. Denn anders
als bei Erwachsenen, bei denen im Straf-
recht die Tat im Vordergrund steht, ist es
beim Jugendstrafrecht der Täter. Zu klä-
ren, ob ein jugendlicher Verdächtiger aus
einer Flüchtlingsfamilie stammt, oder die
Eltern als Arbeitsmigranten nach
Deutschland kamen, könne da schon eine
Rolle spielen. Das sei aber primär Aufgabe
der Jugendgerichtshilfe. »Die Frage, ob
die Eltern mal als Arbeiter aus der Türkei
kamen, ist dabei nur ein kleiner Bau-
stein«, so Kinzig. Steht dagegen die Prä-
vention im Vordergrund, stellt sich für
Kinzig die Frage, »warum macht das allein
die Stuttgarter Polizei«? Im konkreten
Stuttgarter Fall habe Polizeipräsident
Franz Lutz so unterschiedliche Nationen
genannt, dass Kinzig vermutet, dass die
Lebenssituation entscheidender ist als der
Migrantenstatus.

»Ohne Debatte um
Racial Profiling wäre das
nicht hochgekocht«

Die große Aufregung um die Aussage
des Stuttgarter Polizeipräsidenten, man
untersuche, ob Verdächtige mit deut-
schem Pass einen Migrationshintergrund
haben, hält Kinzig für überzogen. »Das
wäre nicht hochgekocht, wenn wir vorher
nicht die Debatte um Racial Profiling ge-
habt hätten, die Krawalle, die Diskussion
um Amerikas Polizei und dann noch die

Ausländerfrage.« Alles, was mit Polizei zu
tun hat, »wird derzeit sehr viel stärker
polarisiert ausgetragen, als es früher der
Fall war«.

Der Gewaltausbruch von Stuttgart hat
den Kriminologen überrascht, denn in der
Kriminalstatistik zählt die Stadt seit jeher
zu den eher sicheren Großstädten. Kinzig
kann sich eine Art »nachholende Gewalt«
vorstellen. Schließlich gebe es seit Lan-
gem in der Polizeilichen Kriminalitätssta-
tistik bundesweit rund 6 Millionen Straf-
taten pro Jahr. Nach dem Rückgang der
Delikte während des Corona-Lockdowns
habe sich wohl eine Kombination aus
Frust, wenig Geld und geringen Freizeit-
möglichkeiten Bahn gebrochen. »Viel Zeit
und Testosteron«, so Kinzig.

Eine Studie zu Racial Profiling hält der
Kriminologe für sinnvoll. Nicht, um Poli-
zisten unter Generalverdacht zu stellen.
»Aber ich nehme wahr, dass sich Men-
schen, die ich ernst nehme, mitunter dis-
kriminiert fühlen.« Es sei legitim, zu
untersuchen, wie Polizeikontrollen statt-
finden und ob man etwas ändern müsse.

Racial Profiling ist verboten, die Poli-
zei darf jemanden also nicht nur kontrol-
lieren, weil er dunkelhäutig ist. Kinzig
warnt davor, immer dieselben Vorurteile

»Nationalität allein sagt wenig«

zu reproduzieren. »Wenn man nur dun-
kelhäutige junge Männer kontrolliert,
dann bekommt man als Ergebnis auch nur
dunkelhäutige junge Männer, die die
Straftaten begehen«, so Kinzig. Das alles
sind aus seiner Sicht Gründe, sich mit
Racial Profiling zu beschäftigen. Schwie-
rig werde es, wenn sich etwa verdichtet,
dass der Rauschgifthandel an einem
bestimmten Ort fest in der Hand afrikani-
scher Zuwanderer liege, räumt Kinzig ein.
Dagegen müsse man natürlich vorgehen
dürfen, betont Kinzig.

Dass das Verhältnis zwischen Polizei
und Gesellschaft nicht immer ganz ein-
fach ist, kann Kinzig aus kriminologischer
Sicht erläutern. »Die Polizei hat das
Gewaltmonopol.« Sie wird deshalb eher
als strafend denn als Freund und Helfer
wahrgenommen. Auf der anderen Seite
müssten Menschen, die legitimiert sind,
Macht auszuüben, sich auch berechtigte
Nachfragen und Kritik gefallen lassen.

Dann gab es Vorgänge wie die NSU-
Ermittlungen oder die Abfragen bei Links-
partei-Politikern aus hessischen Polizei-
computern, die Besorgnis vor rechten
Netzwerken auslösten. Kinzig kann sich
auch vorstellen, »dass es einen bestimm-
ten Typus von Menschen gibt, die bevor-

Stuttgart bei Nacht. Der Tübinger Kriminologe Jörg Kinzig vermutet eine Art Nachholeffekt als Folge des Lockdowns. FOTO: DPA.
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zugt zu Polizei oder Bundeswehr gehen.«
Er vermutet dort eher autoritäre Men-
schen, denen Recht und Ordnung sehr
wichtig sind. Im Übrigen präge die Tätig-
keit auch den Menschen in der Uniform.
Wer ständig am Stuttgarter Hauptbahnhof
im Einsatz sei und erlebe, dass ihm junge
Migranten Schwierigkeiten machen, ent-
wickelt zwangsläufig seine eigene Sicht-
weise. »Das wäre dann ein Fall für eine Art
Supervision«, meint Kinzig.

Werden Leute immer aggressiver? Kin-
zig zweifelt daran. Einer steigenden Kri-
minalitätsfurcht stünden sinkende Krimi-
nalitätsraten entgegen. «Es gibt eine sehr
viel stärkere Sensibilität gegenüber
Gewalt», so der Wissenschaftler. Kinzig
will sich nicht darauf festlegen, dass ein
Alkoholverbot oder eine Videoüberwa-
chung die Probleme lösen. Er befürchtet
eher Verlagerungseffekte. (GEA)

Mann attackiert Einsatzkräfte
MANNHEIM. Ein Mann soll in
Mannheim versucht haben, mit
seinem Auto einen Feuerwehr-
mann und einen Polizisten
umzufahren. Als die Polizei bei
dem Vorfall am Montagabend
schoss, flüchtete der 32-Jährige
– und erschien tags drauf mit
einer Schusswunde am Arm im
Krankenhaus.

Den Angaben zufolge war der
32-Jährige nach einem Feuer-
wehreinsatz zunächst auf ein
geparktes Feuerwehrauto zuge-
fahren. Dann fuhr er auf einen
Feuerwehrmann zu. Dieser ret-
tete sich durch einen Sprung zur
Seite. Als er auf einen Polizisten
zufuhr, schoss der Beamte auf
das Auto. (dpa)

Wenige Frauen an der Spitze von Kommunalunternehmen
FRIEDRICHSHAFEN. In den
Führungsetagen öffentlicher
Unternehmen in Baden-Würt-
temberg ist in Sachen Gleichstel-
lung einer Studie zufolge noch
viel zu tun. Im Südwesten sind
Frauen laut einer Langzeitstudie
der Zeppelin-Universität Fried-
richshafen im Top-Management
kommunaler Unternehmen wei-

terhin weniger vertreten als im
Bundesdurchschnitt. Der liegt
bei rund 20 Prozent – in Baden-
Württemberg sind es 17 Prozent.
Spitzenreiter bei den Bundeslän-
dern ist mit 35,7 Prozent Berlin,
Schlusslicht Rheinland-Pfalz mit
10,3 Prozent.

In die Top-Riege des Städte-
vergleichs schafft es im Südwes-

ten nur Freiburg mit einem Frau-
enanteil in den Chefetagen
öffentlicher Unternehmen von
rund 31 Prozent. Karlsruhe liegt
mit 30 Prozent noch weit über
Bundesdurchschnitt. Stuttgart
kann nur einen Anteil von 11,5
vorweisen, in Heidelberg gibt es
keine Managerinnen bei öffentli-
chen Unternehmen. (dpa)

Verbrechen – Gesuchter gilt
als Waffennarr. Keine Spur

OPPENAU. Der seit Tagen gesuchte Mann
aus Oppenau im Schwarzwald ist nach
Angaben der Ermittler ein Waffennarr, hat
aber wohl keinen rechtsradikalen Hinter-
grund. Das sagte Oberstaatsanwalt Her-
wig Schäfer gestern und fügte hinzu: »Wir
wissen nicht, was den Schuldigen bewo-
gen hat, so zu handeln.«

Der vorbestrafte Deutsche ohne festen
Wohnsitz war am Sonntag in einer Hütte,
in die er eingebrochen war, von der Polizei
kontrolliert worden. Dabei bedrohte er
vier Beamte unvermittelt mit einer
Schusswaffe und nahm ihnen ihre Dienst-
waffen ab. Seitdem ist der 31-Jährige ver-
schwunden. Nach ihm wird mit nationa-
lem und europäischem Haftbefehl
gesucht – wegen besonders schwerer räu-
berischer Erpressung. Das Strafmaß für
eine solche Tat liegt zwischen fünf und 15
Jahren Haft.

Polizist hatte Todesangst

Nach den Worten Schäfers hat der
Mann eine »große Affinität zu Waffen«.
Der Oberstaatsanwalt bezeichnete den 31-
Jährigen als »Waffennarr«. Er sei in der
Schwarzwald-Gemeinde bekannt und
erscheine als etwas »seltsame Person«. Er
sehe sich als »Waldläufer«, der gut allein
in der Natur zurechtkomme. Die Ermittler
gehen davon aus, dass sich der Gesuchte
noch in der Region Oppenau aufhält. »Er
lebt im Wald, er fühlt sich hier sicher«,
sagte Polizeipräsident Reinhard Renter.
»Der Wald ist schlicht sein Wohnzimmer.«

Es werde weitere Durchsuchungen
und verdeckte Maßnahmen geben, um
den 31-Jährigen zu finden. Die Polizei
richtet sich jedoch auf eine längere Suche
ein. Renter betonte: »Wir haben einen lan-
gen Atem.«

Der von dem gesuchten Bewaffneten
aus Oppenau bedrohte Polizist hatte nach
Angaben Schäfer Todesangst. Der flüchti-
ge Mann hatte den Beamten über mehrere
Minuten mit einer Pistole bedroht. »Er hat
die Waffe direkt auf mich gerichtet. Ich
habe jederzeit damit gerechnet, dass er
schießen könnte und ich in dieser Hütte
sterben könnte«, zitierte Schäfer den
Beamten. Renter sagte: »Das höchste Gut
ist unser Leben.« Er zeigte sich verärgert
über Kommentare in sozialen Netzwer-
ken, in denen sich Nutzer über die Polizis-
ten lustig gemacht hatten. »Ich verurteile
das aufs Schärfste.« (dpa)

Polizei rechnet
mit langer Suche

Trio nach Autoraub geschnappt
STUTTGART. Für eine vermeintliche
Spritztour sollen sich drei Teenager in
Stuttgart mit einem Mann getroffen, ihn
dann aber mit einer Pistole bedroht und
sein Auto geklaut haben. Der 30-Jährige
hatte sich zuvor über soziale Medien mit
einem Mann und einer Frau verabredet,
wie Polizei und Staatsanwaltschaft mit-
teilten. Die Polizei stoppte den Wagen
wenig später. Gegen die drei wurde Haft-
befehl erlassen, die 18-Jährige kam wie-
der auf freien Fuß. (dpa)

Katze aus Marmeladenglas befreit
ELLWANGEN. Die Polizei hat in Ellwan-
gen eine Katze aus einem Marmeladen-
glas befreit Das Tier steckte mit ihrem
Kopf in dem Glas fest. Die Beamten zer-
schlugen vorsichtig das Glas, um die Kat-
ze zu befreien. Sie blieb unverletzt. (dpa)

IN KÜRZE

STUTTGART. Das Land will den Kommu-
nen wegen der Coronakrise mit mehreren
Milliarden Euro unter die Arme greifen.
Die Koalition habe sich auf ein Hilfspaket
in einer Höhe zwischen zwei und drei Mil-
liarden Euro allein für dieses Jahr verstän-
digt, berichtete CDU-Fraktionsschef Wolf-
gang Reinhart nach einer Sitzung der
Haushaltsstrukturkommission des Lan-
des mit den kommunalen Landesverbän-
den. »Wir wollen, dass die Kommunen
weiter investieren können«, sagte er. Das
Land wolle die Kommunen im laufenden
Jahr weiterhin auf Vor-Corona-Niveau
unterstützen. Zudem wolle man die aus-
gefallenen Gewerbesteuereinnahmen von
2020 ersetzen. (dpa)

Milliarden vom Land
für die Kommunen

Bildung – Landesregierung einigt sich auf Schutzmaßnahmen gegen Corona. Auch Teststrategie steht jetzt fest

STUTTGART. Nach den Sommerferien
gilt an allen weiterführenden Schulen im
Land eine Maskenpflicht zur Eindäm-
mung des Coronavirus. Das bestätigte
Ministerpräsident Winfried Kretschmann
(Grüne) in Stuttgart. Wer dann auf dem
Schulgelände und in den Gebäuden
unterwegs ist, muss eine Alltagsmaske
tragen. Während des Unterrichts soll die
Maskenpflicht aber nicht gelten. Die
Schwäbische Zeitung hatte zuvor darüber
berichtet.

Kretschmann sagte, die Landesregie-
rung habe sich auf mehrere Punkte
geeinigt, die nächste Woche im Kabinett
beschlossen werden sollen. Dazu gehör-
ten neben der Maskenpflicht an weiter-
führenden Schulen auch sogenannte Sen-

Maskenpflicht auf Fluren und dem Schulhof
tineltests für 16 Einrichtungen im Land –
je zwei Kitas und Schulen pro Regierungs-
präsidium. Das diene dazu, das Infek-
tionsgeschehen zu beobachten und früh-
zeitig Hinweise auf bestimmte Entwick-
lungen zu bekommen.

Die Landesregierung einigte sich nach
langen Diskussionen zudem auf eine Test-
strategie für das Personal an Schulen und
Kitas. Alle dortigen Mitarbeiter sollen sich
von Mitte August bis Ende September
zwei Mal kostenfrei und freiwillig auf das
Coronavirus testen lassen können. Der
Zeitraum ist so gewählt, damit sich beson-
ders auch Reise-Rückkehrer testen lassen
können, bevor sie wieder ihre Arbeit auf-
nehmen. Das Land übernimmt dafür die
Kosten. Dieses Test-Angebot gilt nicht nur

für Erzieher und Lehrer, sondern auch für
den Hausmeister, die Schulsekretärin
sowie alle weiteren Beschäftigten an den
Einrichtungen. Für die Kinder gibt es die-
se Möglichkeit nicht.

Der bildungspolitische Sprecher der
SPD-Landtagsfraktion, Stefan Fulst-Blei,
kritisierte den Kompromiss zu den Tests.
»Richtig koordiniert wissen wir dann
zumindest am ersten Schultag, dass nie-
mand infiziert ist. Aber danach?«, teilte er
mit. »Zumindest sollte die Möglichkeit
zur zweiten Testung individuell auch zu
einem späteren Zeitpunkt ermöglicht
werden.«

Im Fall einer Corona-Infektion an einer
Schule oder Kita können sich alle Kinder
und Mitarbeiter an der Einrichtung frei-

willig testen lassen – ganz gleich, ob sie
unmittelbar in Kontakt mit der infizierten
Person standen oder nicht. Weitere
Schutzmaßnahmen wie Plexiglasschutz
auf dem Pult oder Visier könnten die
Schulen in Eigenregie anfertigen und ein-
setzen, sagte Kretschmann. Über weitere
Tests und die Maskenpflicht im Klassen-
raum werde im Herbst entschieden.

Zuvor gab es wochenlang Streit um die
Teststrategie für Lehrer. Kultusministerin
Susanne Eisenmann (CDU) zeigte sich
mit der Vereinbarung am Dienstag zufrie-
den. Sie sprach von wichtigen Baustei-
nen, um den Regelbetrieb unter Pande-
mie-Bedingungen auch an den weiterfüh-
renden Schulen »möglichst sorgenfrei«
wiederaufnehmen zu können. (dpa)

Jörg Kinzig (57) ist Jurist und seit 2006
Professor für Strafrecht und Strafpro-
zessrecht der Tübinger Uni. Seit 2011 ist
der Direktor des Instituts für Kriminolo-
gie und seit 2020 Vizepräsident der Kri-
minologischen Gesellschaft. (GEA)
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